
Paragrafenschreiber

Muss man bekloppt sein oder darf es werden, wenn man es mit Gesetzen zu tun hat?

Sprache ist schön. Nachzulesen bei Goethe, Lessing, Heine – und vie-
len anderen. Und dann gibt es die Gesetze. Nachzulesen in einer Lite-
ratur, die meist auch noch unlesbar gedruckt ist. Die Frage stellt sich 
ernsthaft, ob die Autoren von Verordnungen und Gesetzen tatsächlich 
schon vor dem Schreiben derselben ein völlig abgestorbenes 
Sprachempfinden hatten oder sich diese Hirnleere erst beim Arbeiten 
an solchen Texten einstellt. Der Wille, sich verständlich auszudrücken, 
und dies auch noch mit einem gewissen Anspruch an Logik, jedenfalls 
wird aufs Allertrefflichste unterdrückt. Ein Staat, der solches zulässt, 
darf nicht mehr in Anspruch nehmen, auch nur noch ansatzweise 
ernst genommen zu werden. 

 Echte Beispiele: 

Garantie: An den Texten wurde nichts verändert. Sie sind original. 
Ich wüsste auch gar nicht, wie man es noch schlimmer machten 
könnte. 

Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen  
(Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung)
gültig ab 1. 1. 2010

… …. …. …… …….. 3. Beiträge zu 

a) Krankenversicherungen, soweit diese zur Erlangung eines durch das 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch bestimmten sozialhilfegleichen Versor-
gungsniveaus erforderlich sind. 

2 Für Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung sind dies die nach 
dem Dritten Titel des Ersten Abschnitts des Achten Kapitels des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch oder die nach dem Sechsten Abschnitt des Zwei-
ten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte festgesetzten 
Beiträge.  

3 Für Beiträge zu einer privaten Krankenversicherung sind dies die Bei-
tragsanteile, die auf Vertragsleistungen entfallen, die, mit Ausnahme der 
auf das Krankengeld entfallenden Beitragsanteile, in Art, Umfang und 
Höhe den Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch vergleichbar sind, auf die ein Anspruch besteht; § 12 Absatz 
1d des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt durch Arti-
kel 4 und 6 Absatz 2 des Gesetzes vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 1982) 
geändert worden ist, gilt entsprechend. 

4 Wenn sich aus den Krankenversicherungsbeiträgen nach Satz 2 ein An-
spruch auf Krankengeld oder ein Anspruch auf eine Leistung, die anstelle 
von Krankengeld gewährt wird, ergeben kann, ist der jeweilige Beitrag um 
4 Prozent zu vermindern;

b) gesetzlichen Pf legeversicherungen (soziale Pf legeversicherung und 
private Pf lege-Pflichtversicherung).

1/2  — 27.09.09 © wenke◼net



2 Als eigene Beiträge des Steuerpflichtigen werden auch die vom Steuer-
pf lichtigen im Rahmen der Unterhaltsverpf lichtung getragenen eigenen 
Beiträge im Sinne des Buchstaben a oder des Buchstaben b eines Kindes 
behandelt, für das ein Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 
oder auf Kindergeld besteht. 

3 Hat der Steuerpflichtige in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 eigene 
Beiträge im Sinne des Buchstaben a oder des Buchstaben b zum Erwerb 
einer Krankenversicherung oder gesetzlichen Pf legeversicherung für einen 
geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtigen Ehegatten geleistet, dann werden diese abweichend von 
Satz 1 als eigene Beiträge des geschiedenen oder dauernd getrennt leben-
den unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten behandelt.

3a. Beiträge zu Kranken- und Pf legeversicherungen, soweit diese nicht 
nach Nummer 3 zu berücksichtigen sind; Beiträge zu Versicherungen ge-
gen Arbeitslosigkeit, zu Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsversicherungen, 
die nicht unter Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b fallen, zu Unfall- und Haft-
pf lichtversicherungen sowie zu Risikoversicherungen, die nur für den To-
desfall eine Leistung vorsehen; Beiträge zu Versicherungen im Sinne des § 
10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb bis dd in der am 
31. Dezember 2004 geltenden Fassung, wenn die Laufzeit dieser Versiche-
rungen vor dem 1. Januar 2005 begonnen hat und ein Versicherungsbei-
trag bis zum 31. Dezember 2004 entrichtet wurde; § 10 Absatz 1 Nummer 2 
Satz 2 bis 6 und Absatz 2 Satz 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden 
Fassung ist in diesen Fällen weiter anzuwenden.

… … …

Die Bundesregierung scheut im übrigen nicht davor zurück, ihren unge-
nießbaren Senf dazu zu geben. Denn wenn man, wie vermerkt, Bürger ent-
lasten will, dann gibt man doch zu, sie über lange Zeit willentlich belastet 
zu haben. Ach, wie sind wir unseren Peiningern nun dankbar … :-(
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